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§ 113 SGB VII erfordert stets eine taggenaue Berechnung der Verjährungsfrist beginnend ab 
dem Tag, an dem die Leistungspflicht des Unfallversicherungsträgers bindend festgestellt 
oder ein entsprechendes Urteil rechtskräftig geworden ist, unabhängig von der Kenntnis 
oder grob fahrlässigen Unkenntnis des Gläubigers. 
 
§ 113, 108 SGB VII, §§ 199, 823, 831, 839 BGB 
 
Urteil des BGH vom 25.07.2017 – VI ZR 433/16 – 
Bestätigung des Urteils des OLG Rostock vom 26.08.2016 – 5 U 94/13 –   
 

Der Kläger, ein Unfallversicherungsträger, macht u.a. den Ersatz von Aufwendungen in Höhe 
von mehr als 700.000 € gegen die Beklagten zu 1 bis 5 geltend wegen des Unfalls eines 
knapp dreijährigen Kindes. Die Beklagte zu 1 ist die Gemeinde A und die Eigentümerin des 
Grundstücks, auf dem die Kindertagesstätte (Kita) betrieben wird. Sie hat dem Betreiber der 
Kita, dem eingetragenen Verein „Kita.F.“ das Gelände überlassen. Der Beklagte zu 2 ist der 
Amtsleiter bei der Verwaltung der Beklagten zu 1. Die Beklagte zu 3 ist die Leiterin der Kita, die 
Beklagten zu 4 und 5 sind Erzieherinnen in der Einrichtung. 
Am Unfalltag gingen die Beklagten zu 3 bis 5 mit 16 Kindern auf das Spielgelände der Kita. Ge-
gen 11 Uhr riefen sie die Kinder wieder zusammen. Weder zu diesem Zeitpunkt, noch als die 
Kinder ihre Anoraks auszogen, fiel auf, dass das verletzte Kind fehlte. Auf den Hinweis eines 
anderen Kindes hin wurde das fehlende Kind an einer Schlaufe seines Anoraks an einer 
Rutsche hängend aufgefunden und musste reanimiert werden, da die Anorak Kordel die 
Halsschlagader abgedrückt hatte. Das Kind ist seitdem schwerstverletzt und leidet u. a. an ei-
nem hypoxischen Hirnschaden. Die Kordel des Anoraks hatte sich in der spitz zulaufenden 
Seitenwange der Rutsche verhakt. Die Rutsche hätte nicht auf dem Kita Spielplatz errichtet 
werden dürfen, weil sie nur zur privaten Nutzung zugelassen war. Bei einer Prüfung 1999 hatte 
der TÜV jedoch keine Beanstandungen geäußert. 
Die Klägerin erkannte mit Bescheid vom 17.02.2009 den Unfall als Arbeitsunfall an und be-
stätigte ihre Pflicht zur Zahlung einer Rente bzw. Pflegegeld. Am 21.12.2012 erhob sie Klage 
bei Gericht.  
Das LG wies die Klage ab. Das OLG Rostock wies die Berufung der Klägerin zurück mit der 
Begründung, die geltend gemachten Ansprüche seien verjährt. Aus den Urteilsgründen des Be-
rufungsgerichtes ist erkennbar, dass in 2011 ein Schriftwechsel der Klägerin mit der Haftpflicht-
versicherung stattgefunden hatte. 
Der BGH hat die Revision zurückgewiesen. Zunächst führt der Senat aus, dass das Rechts-
mittel der Revision unbeschränkt durch das Berufungsgericht zugelassen worden sei (wird aus-
geführt s. Rz. 12).  
Im Übrigen sei das Berufungsgericht zutreffend zu dem Ergebnis gekommen, dass etwaige An-
sprüche der Klägerin gegen den Beklagten zu 2 nicht bestünden und Ansprüche gegen die 
Beklagten zu 1 und zu 3 bis 5 verjährt seien.  
Ansprüche gegen die Beklagten zu 3 bis 5 seien gemäß § 113 S. 1 SGB VII verjährt. Zu Recht 
habe das Berufungsgericht angenommen, dass die Klägerin gegen die Beklagten zu 3 bis 5 ei-
nen Regressanspruch nach § 110 Abs. 1 SGB VII habe, da sie gegenüber dem Kind nach den 
§§ 106 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. 105 Abs. 1 SGB VII mangels vorsätzlicher Herbeiführung des Versi-
cherungsfalles bzw. mangels Wegeunfalls haftungsprivilegiert gewesen seien (s. Rz. 15). Das 
geschädigte Kind sei im Unfallzeitpunkt Versicherter in der GUV gewesen. Dies stehe mit 
Bindungswirkung nach den §§ 112, 108 Abs. 1 SGB VII aufgrund des Bescheides der Kläge-
rin vom 17.02.2009 fest, der mit Ablauf der Widerspruchsfrist am 21.03.2009 bindend gewor-
den sei. Dieser unanfechtbare Bescheid sei für das Zivilverfahren bindend, auch soweit der Un-
fall der „Kita.F“ zugeordnet worden sei und die Zuständigkeit des UVT festgelegt wurde. Die 
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Beklagten zu 3 bis 5 hätten im Unfallzeitpunkt eine betriebliche Tätigkeit für die „Kita.F“ aus-
geübt. und dadurch das Schadensereignis verursacht. Dies sei von der Revision unbeanstandet 
geblieben (s. Rz. 17). Zutreffend sei das Berufungsgericht auch davon ausgegangen, dass et-
waige Ansprüche der Klägerin nach § 113 SGB VII i.V.m. § 214 BGB verjährt seien. Nach die-
ser Vorschrift gälten für die Ansprüche nach den §§ 110, 111 SGB VII die §§ 195, 199 Abs. 1, 2 
und 203 BGB entsprechend mit der Maßgabe, dass die Frist von dem Tag an gerechnet wird, 
an dem die Leistungspflicht für den UVT bindend festgestellt oder ein entsprechendes Urteil 
rechtskräftig geworden ist. Gegenüber dem Kind seien die Bescheide nach § 77 SGG im März 
2009 bestandskräftig geworden, gegenüber den Beklagten zu 3 bis 5 seien die Bescheide von 
Anfang an unanfechtbar gewesen, da sie durch die Anerkennung des Versicherungsfalles nicht 
nachteilig in ihrer Rechtsstellung betroffen wurden. Eine Feststellung dem Grunde nach ge-
nüge im Rahmen des § 113 SGB VII. 
Ob wegen des Verweises in § 113 SGB VII auf § 199 BGB auch die dort normierten weiteren 
Voraussetzungen eingreifen müssten, sei in Literatur und Rechtsprechung streitig (die ver-
schiedenen Ansichten legt der BGH in den Rz. 24 bis 26 dar). Es sei der Rechtsansicht zu 
folgen, die eine taggenaue Berechnung der Verjährungsfrist ab der bindenden Feststel-
lung der Leistungspflicht präferiere – unabhängig von der Kenntnis oder grob fahrlässi-
gen Unkenntnis des Gläubigers im Sinne von § 199 Abs. 1 BGB (s. Rz. 28). Schon der 
Wortlaut der Vorschrift lege nahe, dass der Verjährungsbeginn in § 113 SGB VII abweichend 
von § 199 BGB geregelt werde und die §§ 199 ff. BGB nur entsprechend anwendbar sein sol-
len. Würde kumulativ in § 113 SGB VII die Kenntnis des Gläubigers gefordert, liefe im Falle der 
Kenntniserlangung nach der bindenden Leistungsfeststellung der von der Vorschrift geforderte 
Verjährungsbeginn ab bindender Leistungsfeststellung ins Leere. Für diese Auslegung spreche 
auch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift (wird ausgeführt s. Rz. 29). Nach § 642 RVO 
verjährten Regressansprüche kenntnisunabhängig. Nach Einführung des § 113 SGB VII in der 
Fassung vom 07.08.1996 mit einer Verweisung auf § 852 BGB, der eine kenntnisabhängige 
Verjährung bestimmt hatte, und nach der Änderung des § 113 SGB VII in der Fassung vom 
21.06.2002, der mit dem Verweis auf die §§ 199 ff. BGB ebenfalls auf eine kenntnisabhängige 
Verjährung Bezug nehme, habe der Gesetzgeber aber laut den Gesetzesmaterialien nur die 
Verjährungsfrist, nicht aber den Verjährungsbeginn inhaltlich ändern wollen.  
Zutreffend habe das Berufungsgericht eine Hemmung der Verjährung nur für die Zeiträume 
zwischen dem 02.03.2011 und 15.04.2011 und dem 20.12.2011 und 07.02.2012 angenommen 
(wird nicht näher ausgeführt s. Rz. 30). 
Gegen die Beklagten zu 1 wären Ansprüche aus § 110 SGB VII, wenn sie denn bestünden, 
ebenfalls verjährt (s. Rz. 32). Ansprüche aus § 116 SGB X i.V.m. § 823 Abs. 1 BGB wären 
ebenso nach den §§ 199 Abs. 1, 195 BGB verjährt gewesen. Die für die Verjährung erforder-
liche Kenntnis müsse beim Mitarbeiter der Regressabteilung des Sozialversicherungsträ-
gers vorliegen. Ob und wann diese Kenntnis vorliege, unterliege revisionsrechtlich nur einer 
eingeschränkten Prüfung, aber sie werde durch die der Beurteilung des Revisionsgerichts 
unterworfenen Frage der Zumutbarkeit der Klageerhebung geprägt. Die Kenntnis für eine 
solche Klageerhebung sei im Juli 2008 nach Einsicht des Regresssachbearbeiters in die 
Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft vorhanden gewesen (wird ausgeführt s. Rz. 35). 
Ein Anspruch aus § 116 SGB X i.V.m. §§ 823, 831, 839 BGB, Art. 34 GG gegen den Beklagten 
zu 2 sei aus den geleichen Gründen wie beim Beklagten zu 1 verjährt. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 25.07.2017 – VI ZR 433/16 –  
wie folgt entschieden: 
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